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Deutſcher Reichstag

44 Sitzung vom 8 Februar
A1 Uhr Am Bundesrathstiſche Dr v Boetticher uwette e t ln e a des

nnern wird beim Kapitel Pate8 Abg Baſſermann ul Das Geſetz vom 7 April 1891
ie Fri tenttaxen auf 6 Wochen feſt Das Patente h auſ Heinmung auch auf noch unter dem alten

ehe be n dreimonatliche Friſt feſtgeſetzt hatte ertheilte

Patente an werden die Taxen nicht i c
Friſt bezahlt ſo erlöſchen die Patente was ſchwere n
für die Betroffenen zur Folge hat Die Frage iſt ob hier nich
eine Rechtsverletzung vorliegt Die zuſtändigen Behörden müßten
hier auf dem Verwaltungs oder dem geſetzlichen Wege Mittel

r Abhilfe fuchenD hen gierungerath Haus Der Vorredner hat die Sach

lage vellkommen richtig dargeſtellt Das neue Geſetz hat in
wohlwollender Abſicht die frühere dreimonatliche Zahlungsfriſt
in zwei Abſchnitte getheilt und zwar ſoll nach Ablauf des erſten
Abſchnitts eine Mahnung erfolgen Nun ſind auch
unter der Herrſchaft dieſes Geſetzes ſchwere Verluſte
für die Patentinhaber entſtanden Daß aber die neuen
Beſtimmungen auch auf die alten Patente Anwendung zu
finden haben iſt nach dem Wortlaute des Geſetzes durchaus
unzweifelhaft Die Verwaltung hat auch die Jntereſſenten im
amtlichen Patentblatt auf die neuen Beſtimmungen aufmerkſam
gemacht Wenn da die Intereſſenten noch immer glauben
ſie hätten eine 13 wöchentliche Friſt ſo haben ſie ſich die be
dauerlichen Verluſte felbſt zuzuſchreiben Die Verwaltung iſt
nicht in der Lage Nachſicht zu üben und ich glaube nicht daß
ſich Maßregeln treffen laſſen um das zu ändern

Abg Dr Langerhans fr Vp ſchließt ſich dem erſten
Redner an und macht darauf aufmerkfam daß doch die Abſicht
des neuen Gefetzes eine wohlwollende war was ſich jetzt in
das Gegentheil verkehrt habe Jn den den alten Patenten aus
geſtellten Urkunden ſtehe ausdrücklich man brauche erſt nach
90 Tagen zu zahlen Jm gegenwärtigen Verfahren des Patent
amts liege eine außerordentliche Härte die nicht in der Abſicht
des Gefetzgebers lag

Staatsſekretär Dr v Bötticher Die Verwaltung iſt ganz
außer Stande der Anſicht des Vorredners zu folgen Das
neue Patentgeſetz hat ausdrücklich die älteren Beſtimmungen
außer Kraft geſetzt und an Stelle der 13wöchentlichen
Friſt zwei von je 6 Wochen geſetzt Die aufgehobene
alte Beſtimmung kann unter dem neuen Gefetze nicht
weiterbeſtehen Selbſt wenn man aus dem Unnſtande
daß der Patentinhaber auf der Rückſeite ſeiner Urkunde eine
Beſtimmung vorfſindet daß er erſt nach 43 Wochen zu zahlen
Hhat ſo iſt doch zu berückſichtigen daß der Patent Jnhaber
jetzt nach 6 Wochen gemahnt wird ſich alſo im Rechtsirrthum
nicht befinden kann

Abg Dr Hammach er nul Ich theile den Standpunkt
des Herrn Staatsſekretärs und des Geh R Haus So be
dauerlich die Folgen für die Patentinhaber ſind ſo ſind doch
die Beſtimmungen des alten Geſetzes aufgehoben Das neue
Patentgefetz hat wie die Denkſchrift über ſeine Wirkungen
ergiebt durchaus fegensreich gewirkt die durch daſſelbe einge
führten Aenderungen haben ſich als zweckmäßig erwiefen namentlich
daß ſich der Patentbeamte mit dem Patentſucher in direkte Ver
bindung zu ſetzen habe Die Beſchwerden ſind denn auch unter
der Herrſchaft des neuen Geſetzes erheblich zurückgegangen
Durch Vermehrung der Beamten mußte für ſtändig funktionirende
Vorſitzende in den Beſchwerdeabtheilungen geſorgt werden denn
die Anfragen der Gerichte ſind in ſtändiger Zunahme begriffen
Jn markanten Fällen müßte das Patentamt angewieſen werden
auch den Staatsanwälten Auskünfte bei Gutachten zu ertheilen
Wenn weitere Kreiſe des Reichstages die vorhin von mir er
wähnte dankenswerthe Denkſchrift lefen möchten würde das
Jntereſſe für das Patentamt ohne Zweifel wachfen

Staatsſekretär Dr v Bötticher dankt dem Vorredner für
feine Beurtheilung der Denkſchrift und konſtatirt das Reichs
amt des Jnnern ſei dem Wunſche das Patentamt möge auch
auf Anſuchen der Staatsanwälte Gutachten ertheilen in einem
vor einigen Wochen ergangenen Erlaß an das Patentamt zu
vorgekommen

Abg Bafſermann nl meint es wäre ein gangbarer
Weg zur Abſtellung der Klagen wenn einfach den alten Patent
inhabern die Beſtimmungen des neuen Geſetzes bekannt ge
macht würden

Das Kapitel wird bewilligt
Beim Kapitel Reichsverſicherungsamt bemängelkt
Abg Schmidt Berlin Soz das allzulange Hinans

ſchieben der Entſcheidungen auf Rekürſe ſeitens des Schieds
gerichts Oft erfolgen Urtheile erſt nach drei Monaten oder
noch ſpäler Die Kammern ſollen ja jetzt vermehrt werden
vielleicht wird dadurch auch das Verfahren beſchleunigt Das
Schiedsgerichtsverfahren müßte überhaupt reformirt werden
der Wahlmodus genügt den Anſprüchen der Arbeiter
nicht ſie wollen Leute in den Schiedsgerichten
haben zu denen ſie Vertrauen haben können Jetzt iſt
das nicht der Fall Die Wahl müßte wie Vei den
Gewerbegerichtseinrichtungen erfolgen Dann würden viele
Streitigkeiten ſchon von vornherein wegfallen Bei der Ab
meſſung der Rente müßte in erſter Reihe der Arbeiter mitzu
ſprechen haben nicht wie jetzt der von der Berufsgenoſſenſchaft A
abhängige Vertrauensarzt Unter dieſer Abhängigkeit leiden auch
die Aerzte denn es bildete ſich unter ihnen ein Proletgriat
aus was bei völliger Unabhängigkeit der Aerzte nicht in dem
Umfange der Fall wäre Die Berufsgenoſſenſchaften ſind im
Allgemeinen der Anſicht daß die Schiedsgerichte zu human
urtheilen Dieſe Anſicht erhellt aus einem Rundſchreiben der
Berufsgenoſſenſchaften welches ſtatiſtiſche Feſtſtellungen über
die bei gewiſſen Unfällen die die Betroffenen zu Krüppeln
machen zuzahlenden Renten fordert Gegen Leute welchevon der modernen Induſtrie zu Krüppeln geſchlagen ſind ſollte

man doch möglichſte Toleranz üben Man müßte da die Or
ganiſation der Berufsgenoſſenſchaften aufheben und territoriale
Abgrenzung an ihre Stelle ſetzen wie es im Alters und Jn
validitätsgeſetz der Fall iſt

Geh Ob Reg R v Woedtke Der Vorredner weinte
die gegenwärtige Auswahl der Arbeitervertreter biete nicht die
Harantie daß ſie das Vertrauen der Arbeiter beſitzen dieſe
Garantie wird ſich nicht erreichen laſſen Jch mache aber darauf
aufmerkſam daß die Arbeitervertreter aus der Wahl der Kranken
kaſſen und dieſe aus der Wahl der Krankenkaſſenmitglieder

Beiblatt zu Nr 66 der SaaleZeitung

Berufsgenoſſenſchaften betrifft fo haben ſich dieſe bis jetzt vollh bewährt Einige Unzuträglichkeiten in der
Richtung welche Berufsgenoſſenf im einzelnen Falle in
Anſpru z nehmen ſei mögen ja r e aber
das führt doch nicht dazu ſie aufzu e fsgenoſſen

t ſollen nicht human genug ſein Ich gebe abſolut aaß dem verunglückten Arbeiter ſein Recht werden muß Ruf

dieſem Prinzip ht ja die ganze ſoziale r t Wieſo
der Vorredner zu dem Urtheil kommt daß die fsgenoſſen
ſchaften nicht human pung ſeien iſt mir nicht ganz klar Das
angezogene Rundſchreiben kann doch hier nicht ins Feld geführt
werden denn es ſchließt Wohlwollen nicht aus

g Hüpeden konſ empfiehlt daß aus denVerſichetungetaffen Mittel hergegeben werden um Ar

beiterwohnungen bauen Das Reich müſſe die
Wohnungsfrage in die Hand nehmen wie es auch die Frage
der Verſicherungspflicht in die Hand genommen habe Er frage
den Vertreter der Regierung wie weit die Verſicherungsanſtalten
von ihrer Befugniß bis zu einem Drittel ihres Vermögens
Gelder zum Bau von Arbeiterwohnungen herzugeben Gebrauch
gemacht haben und bitte zugleich die e zu fördern
Es handle fich dabei um die ſittliche und phyſiſche Geſundung
des Volkes und um einen fſozialpolitiſchen Zweck

Geh Ob Reg R v Woedke erwidert es ſeien von den
Verſicherungsanſtalten bereits fehr erhebliche Summen zum
Bau von Arbeiterwohnungen hergegeben Die Verſicherungs
anſtalten ſeien in dieſer Beziehung vollkommen autonom ſie
müſſen ihr Geld mündelſicher anlegen Die Verſicherungs
anſtalten müßten daher darauf ſehen daß das Geld unbedingt ſicher
angelegt iſt und daß der hinter der Verſicherungsanſtalt ſtehende
Garantieverband zu ſolcher Anlrage die Genehmigung giebt

Abg Dr Schönlank Soz macht auf die große Differenzaufmerkſam welche ſich in Vejug auf den Prozentſatz der

theilweife und der dauernd erwerbsunfähig Gewordenen in
manchen landwirthſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaften zeige ſo
in Oſtpreußen und Weſtpreußen im Königreich Sachſen im
Neckar und Schwarzwaldgebiet Natürlich haben die Berufs
genoſſenſchaften ein Jntereſſe daran mehr vorübergehend Er
weebsunfähige zu haben als dauernd Erwerbsunfähige Der
auffallend geringe Prozentſatz der letzteren in manchen Berufs
genoſſenfchaften wird wohl an den Feſtſtellungen der berufenen
Organe liegen und ich empfehle dieſe Feſtſtellungen der Prüfung
des Reichsverſicherungsamtes Jm Allgemeinen können die Ar
beiter mit der Judikatur des Reichsverſicherungsamtes zufrieden
ſein Abe es ſcheint uns daß es ſich allmählich in juriſtiſche
Spitzſindigkeiten verliert und den techniſchen d h ärztlichen
Sachverſtändigen nicht den nöthigen Spielraum gewährt Jch
habe den Eindruck als ob die Rechtſprechung des Reichsver
ſicherungsamtes ſich auf einer abfchüſſigen Bahn bewegt Jn
einer Reihe von Fällen hat das Reichsverſicherungsamt vei
feinen Urtheilen den früher von ihm eingenommenen wohl
wollenden Standpunkt bezüglich der Feſtſtellung der dauernden
Erwerbsunfähigkeit vertaſſen

Staatsſekretär Bötticher Vor mein Seite aus muß
ich jede Einwirkung auf das Reichsverſicherungsamt ablehnen
Bei einer Korrektur der Geſetzgebung wird es vielleicht möglich
fein eine Aenderung herbeizuführen

Abg Röficke b k Fr verweiſt auf das in Berlin be
gründete Muſeum für Wohlfahrtseinrichtungen und bittet um
Bereitſtellung von Mitteln zu ſolchen Sammlupge Den
Wünſchen des Abg Schmidt Verlin auf Erfetzung d Be
rufsgenofſenfchaften durch terrttoriale Einrichtungen könne er von
ſich nicht anſchließen namentlich weil dadurch der Erlaß von
Vorſchriften zur Verhütung von Unfällen ſehr erſchwert wer
den würde Jm Jahre 1892 haben die Berufsgenoſſenſchaften
438 000 Mk für die Unfallverhütung ausgegeben dazukommen nochdie Summen die die Unternehmerſelbſt ref

Herr Dr Wörrishofer eine auck von den Sozialdemokraten an
erkannte Autorität erklärte ſelbſt daß zum Schutze der Arbeiter
behufs Verhütung von Unfällen Alles geſchehen ſe was ge
ſchehen konnte und daß in Folge deſſen die Unfäl welche
durch den Mangel von Schutzvorrichtungen verurſach werden
ganz erheblich abgenommen haben Das ſoll natürlich nicht ab
halten auf diefem Gebiete zu beſſern Aber die Arbeiter
könnten ſtatt immer den Arbeitgebern Vorwürfe zu machen
ſelbſt hier mehr thun und felbft zur Unfallverhütung beitragen
Die Arbeiter ſcheinen aber nicht das nöthige Intereſſe
dafür zu haben Was die Huganiät der Berursgenoſſen
ſchaften betrifft ſo haben darin Vorſtände gar kein Recht
human oder inhuman zu ſein fondern nach beſtem Recht
und Gewiſſen z entſcheiden Trotzdem üben ſie aber
Humanität in Fällen wo ordentliche Gerichte anders entſchieden
haben würden ſie haben auf Einwendungen verzichtet ſie haben
Betriebsunfälle angenommen wo ſie es nicht nöthig gehabt
hätten ſie habex auch in den erſten Wochen höhere Renten
gezahlt als wozu ſie verpflichtet geweſen wären Die Zahl der
in der höchſten Jnſtanz abgeänderten Urtheile der Berufsgenoſſen
ſchaften iſt auch eine überaus geringe und meiſt handelte es ſich
nur um wenige Prozente Differenz daß die Vertrauensärzte ihr
Urtheil nur mit Rückſicht auf die ihnen werdende Bezahlung
oft fällen iſt eine ganz ungerechtfertigte Verdächtigung Dieſe
Aerzte werden ſogar meiſt nicht mit Jahresgehalt angeſtellt
ſondern es wird ihnen der einzelne Fall bezahlt

Abg Wurm Soz Die Berufsgenoffenſchaften gehen in
der einſeitigſten Weiſe vor ſie laſſen ſich die Renten von den

rbeitern nur mit den größten Schwierigkeiten abringen Es
bedarf in den meiſten Fällen dazu endloſer Schreibereien und
Klagen bis die Arbeiter zu ihrem Recht kommen Wir Sozial
demokraten können behaupten daß die meiſten Berufnngen durch
uns veranlaßt werden leider können wir aber nicht allgegen
wärtig ſein Wer die Verhandlungen der Schiedsgerichte ver
folgt ſieht wie wenig die berühmten Vertrauenärzte Ver
trauen verdienen ner führt einzelne Fälle an in denen
Vertrauensärzte ihr dem Verletzten ungünſtiges Urtheil
abgegeben hätten ohne ihn über hhaben Es iſt farit di n

Anſchau vieler Vertretervon Berufsgenoſſenſchaften daß z ein Kreisphyſttus weil
er über den Parteien ſtehe kein Vertrauensarzt ſein könne
Die Urtheile der Schiedsgerichte find durchaus nicht ſo zweifelsohne Den Jnvaliden vou dem Schlachtfelde Ter Jnduſtrie

die für Sie die Beſitzenden gearbeitet haben entzieht man in
vielen Fällen die Rente weil die Betreffenden ja keine Lohn
vermindernng empfangen hätten Ueber den Schutz der Arbeiter
in den Fabriken urtheilt Dr Wörishofer g anders als
Dr Röſicke Er fagt in ſeinem Jnſpektions erichte daß
immer noch eine gehe Renitenz bei den Arbeitgebernhervorgehen d h alſo aus der Wahl der Arbeiter Was die
gegen die Anordnung der Schußzvorrichtungen vorhanden

Halle Freitag 9 Febrnar 1894

ſei daß die no voen Arbeiter t en der Gr de 7 hie
nehmen Abg Röſicke Jn welchem Bericht er dasIn dem Bericht von 1891 herausgegeben 1892 h Röficker
Aha Jch glaube doch nicht daß Herr Dr Woris ofer feine
Meinung ſo raſch gewechſelt haben wird Herr Röſicke meint

ein d großer Prozentſatz der Unfälle ſei verſchuldet durch den
Leichtſinn der Arbeiter Nein daran iſt die Ueberarbeitung der
Arbeiter Schuld die überlange Arbeitszeit das Akkord
das mit der Hetzpeitſche hinter dem Arbeiter ſteht Herr
ſagte die Unfälle hätten abgenommen Die amtlichen Berichte
aber konſtatiren daß das nicht die Folge der vermehrten Schutz
vorrichtungen ſei fondern die Folge des ſtillen Geſchäftsgader die Ueberarbeitung die übermäßige Arbeitszeit der Achter
vermindert Alſo gerade das Gegentheil iſt der Fall von dem

was Sie s haben Jetzt iſt es an Jhnen Herr Röſicke
u fagen Sie hätten ſich auf dem Holzwege befunden Wieon es denn daß es in den Webereien noch immer an Schutz

gittern um die Webſtühle mangelt durch welche das Heraus
ſpringen von Weberſchiffchen die ſo viele Verletzungen auch
tödtliche zur Folge haben verhindert wird Bei uns wird das
Anbringen von Schutzvorrichtungen an den Maſchinen von den
Fabrikbeſitzern vielfach als ein Luxus betrachtet den ſie ſich
ſtatten Jn England iſt es anders dort kommen die
ſchinen gleich mit der Schutzvorrichtung in den Handel
Der preußiſche Jnſpektionsbericht konſtatirt daß die Berufs
genoſfenſchaften noch nicht genug für die Ueberwachuder Schutzvorrichtungen thäten und daß ſonſt ein großer Lhel

von Unfällen hätte vermieden werden können Durchaus er
forderlich iſt auch eine Ausdehnung der Unfallverſicherung auf
das Handwerk Die Statiſtik ergiebt daß 39 Prozent der Un
fälle in demſelben durch einfaches Handwerkszeug wie Aexrte
Hammer Spaten und dergleichen verurſacht find

Wir haben in diefem Jahre dieſelben Klagen wieder vor
bringen müſſen wie in den Vorjahren Sorgen Sie dafür daß
die Unternehmer ihre Pflicht thun daß ſie die Arbeiter nicht
abhetzen und überarbeiten ſondern dafür ſorgen daß
nicht Tauſende und Tauſende von Arbeitern unnöthiger
Weiſe ihr Leben und ihre Geſundheit verlieren

Abg Ulrich Soz Wir proteſtiren entſchieden dagegen
daß der Abg Röſicke uns vorwerfen kann unſere Klagen und
Vorwürfe wider beſſeres Wiſſen zu erheben Nein wir thun
das weil die Mißſtände beſtehen und weil wir Abhilfe ſ
wollen Daß ein Eingreifen des Bundesraths in die R
ſprechung des Reichsverſicherungsamtes zur Zeit nicht mögl
iſt wiſſen wir Aber wir verlangen auch keine Kabinetsju
ſondern eine Abänderung des Gefetzes wir verlangen e
Garantien dafür daß dergleichen Rechtſprechung wie wir
monirt haben in Zukunft nicht wieder vorkommt Deshalb
erheben wir auch unſere anderen Forderungen Wir
verlangen daß die Rente ſofort nach dem Unfall S
zahlt wird und daß das Unternehmerthum die vollen
Koſten vom Tag des Unfalls an für den Verletzten
trägt und nicht die Krankenkaſſen zu Anfang eintreten müſſen
Und ſo ſtellen wir noch eine ganze Menge anderer Forderungen
wir verzichten auf nichts und wir verlangen daß die Herren
am grünen Tiſch wenn ſie an die Novelle herangehen alles
berückſichtigen was wir vorgebracht haben Die Berechnungen
des Abg Röſicke ſind nach mehr als einer Richtung höchſt
vorſichtig aufzunehmen

Herr Hüpeden verlangt eine größere Förderung des Baues
Arbeiterwohnungen aus den Kapitalien der Alters und

Jnvalidenverſicherung Wir ſind damit ganz einverſtanden ob
gleich das Wohnnngselend nach Herrn Hüpeden der Nährboden
der Sozialdemokratie ſein ſoll Aber wir verlangen dabei daß

geſetzliche Garantie gegeben wird daß das Unkernehmerthum
ürhaben ausgeben müſſen dabei nicht das Fett abſchöpft und den Löwenantheil an dem

Profite davonträgt Denn für das Verhalten der Unternehmer
hierbei laſſen fich Fälle anführen die ſehr traurig find aber
Bände reden Heffentlich bleibt die Novelle die die Erfüllung

der von uns geäußerten Wünſche bringen ſoll nicht zu lange aus
Abg Dr Schönlank Soz wendet ſich unter großer

Unruhe des Hauſes gegen den Abg Röſicke in dem Sinne der
Ausführungen der beiden Vorredner

Damit ſchließt die Diskuſſion
Das Kapitel wird bewilligt ebenſo der Reſt des Ordi

narinms
Beim Titel 2 des Extraordinariums Zur Herſtellung

des Nordoſtſeekanal 8 Rathe 18 600 000 Mark wünſcht
Abg Lorenzen fr Vp die Anlegung von Barrieren

an den proviſoriſch an Stelle von Brücken im Kanal benutzten
Pontonfähren damit nicht wie vorgekommen Arbeitswagen mit
der Beſpannung in s Waſſer fallen

Staatsſekretär v Boetticher erwidert daß genügende
Sicherheitsmaßregeln vorgenommen werden ſollen

Abg Lenzmann fr Vp wünſcht daß dem Reich
en elegenheit gegeben würde ſich den RordOſtſee Kanal

anzuſehen
Der Titel wird bewiülligt ebenſo der Reſt des Etats des

Reichsamts des Jnnern mit Ausnahme der Forderung einer
erſten Rate von 1100 000 Mark für die Errichtung eines
Nationaldenkmals für Kaiſer Wilhelm deren Berathung
ausgeſetzt wird da dieſer Titel noch in der Budgetkommiſſion
ſich befindet

Darauf wird die dritte Berathung des Gefetzentwurfs betr
den Unterſtützungswohnfſitz und die Ergänzung desgeſetzbuches fortgefetzt und zwar mit der Wiederholung der

der 41 Sitzung wegen Beſchlußunfähigkeit des Hauſes
beendeten Abſtimmung über den durch einen Antrag Molken
modifizirten Antrag Gröber zu Artikel II des Geſetzes Der
Antrag Gröber wird abgelehnt

Hierauf wird Artikel II der Vorlage modifizirt 772
jenen Antrag Molkenbuhr angenommen ebenſo der Reſt
o und in definitiver Geſfammtabſtimung das ganze

eſetz
Damit iſt die Tagesordnung erſchö
Nächſte Sitzung Freitag 1 Uhr

Reichsdruckerei
Schluß gegen 5 Uhr

Preußiſcher Landtag
Abgeordnetenhaus

12 Sitzung vom 8 Februar
11 Uhr Am Miniſtertiſche von Heyden u T
Die erſte Berathung des Geſetzentwurfs über die Land

Poſtetat Etat der

wirthſchaftskammern wird fortgeſetzt



Abg Frhr von Erffa Mit den Rednern meiner
t efinde ich mich darin in Uebereinſtimmung daß man

der Vorlage gegenüber weder allzu optimiſtiſchen Hoffnungen
noch zu peſſimiſtiſchen Befürchtungen überlaſſen darf Jn der
Kommiſſion kann immer noch ein brauchbares Geſetz zu Stande

ebracht werden Die Verſchuldung in Rentenform iſt ein ſehr ge
uder Gedanke Aber ſeine Ausführung iſt doch nur möglich wenn

die Landwirthſchaft ſo proſperirt daß ſie neben der Verzinſung
noch die Amortiſationsrente aufzubringen vermag Darum iſt
es nöthig den Grundbeſitz in eine proſperirende Lage zu bringen
Wie kann bei der heutigen Lage der Grundbeſitz abſtoßen Jetzt
iſt kein Beſitzer in der Lage ſeine Schulden abzuſtoßen Jn der
Vorlage ſind die Schulden des kleinen Beſitzes auf das 22fache
des größeren AllodialBeſitzes auf das 324fache des Grundſteuer
xeinertrages angegeben Jch halte das nicht für richtig denn der kleineBeſitz hat viel ehe Perſonalſchulden die nicht eingetragen ſind wie

Altentheilverpflichtungen c Daß der Entwurf wegen der Bindung
des Grundbeſitzes bei den Herren Rickert und Richter den
Führern der neuen Ordnungsparteien im Reichstage Heiter
keit keinen Beifall finden würde war mir von voernherein klar Denn ein gebundener Grundbeſitz iſt ſtets konſer
vativ Gerade darum erhalten wir ja unſeren Widerſpruch gegen
die neue Wirthſchaftspolitik und die Handelsverträge aufrecht weil
wir den Bauernſtand dieſe feſteſte Stütze von Thron und Altar
erhalten und nicht in die Arme der Sozialdemokratie treiben
wollen Der Abg Rickert ſagte es ſei jetzt dem kleinen Manne
unmöglich Grundbeſitz zu erwerben Hierbei vergißt er das
Rentengütergeſetz das den Erwerb von Grundbefitz erleichtert
Das Anerbenrecht mag nicht allen Bauern genehm ſein aber
ſehr oft thut der Bauer der ſehr an ſeiner Scholle hängt das
freiwillig was das Geſetz dann vorſchreibt Herr Rickert
jagte das Anerbenrecht werde die jüngeren Söhne in
die Sozialdemokratie treiben Jch gebe zu das es ſehr
ſchwierig iſt die Abfindung der Miterben zu regeln Aber bei
der freien Theilbarkeit des Grundbeſitzes werden ſchließlich Alle
in die Arme der Sozialdemokratie getrieben Deshalb muß
man daran denken demjenigen der auf der Scholle ſitzt die
Möglichkeit zu geben ſich in ſeinem Beſitze zu erhalten Viel
leicht iſt es bei frühzeitigem Einkauf des Erblaſſers in
die Lebensverſicherung zu erreichen daß der Anerbe
die Miterben auszuzahlen vermag Die freiſinnige Partei
iſt ſich bei ihrem allerdings erklärlichen Widerſtande gegen den
Entwurf nicht konſequent Auf der einen Seite ſträubt ſie
ſich gegen den Großgrundbeſitz auf der andern gegen die
Rentengüter und die bäuerlichen Fideikommiſſe Da iſt Syſtem
aber keine Konſequenz darin Wenn der Abg Rickert fragt
woher das Geld zu den weitausſehenden Plänen der Regierung
kommen ſolle ſo verweiſe ich auf eine offen daliegende
Quelle die ungeheuren Summen die in den Kaſſen
unſerer Verſicherungsanſtalten der Alters und Jnwaliditäts
verſicherung liegen So gut man Arbeiterhäufer von dieſen
Summen bauen kann kann man auch die Landwirthſchaft zu
einem billigen Zinsfuße etwa 25 Proz darans unterſtützen
Was das angegriffene Beſteuerungsrecht betrifft ſo ſind
jetzt die Vereine nicht einmal in der Lage ihre eigene
Geſchäftsführung zu beſtreiten Jch berufe mich da auf
den Schleſiſchen Centralverein der 15000 Mk derartige
Ausgaben aber nur 10000 Mk Einnahme hatte
und 5000 Mk Staatsunterſtützung in Anſpruch nehmen
mußte Das iſt doch kein erfreulicher Zuſtand Ohne die
900 000 Mk Staatsſubvention könnten die landwirthſchaftlichen
Centralvereine ihre Aufgaben nicht erfüllen Die Erhöhung
der Einnahmen durch freiwillige Beiträge reicht nicht
hin Es bleibt alſo nichts übrig als die faulen Land
wirthe die nicht mitarbeiten wollen wenigſtens bezahlen
zu laſſen Ein Vortheil der Beſteuerung iſt es auch
daß der Zuſtand beſeitigt wird daß die Staatsſubventionen
ſtets nur zu beſtimmt vorgeſchriebenen Zwecken die
nicht immer die nothwendigſten ſind verwendet werden dürfen
Daß wie Herr v Puttkamer meint die Centralvereine wenn
ſie noch mehr Geld bekämen nicht wiſſen würden was ſie da
mit machen ſollten kann ich nur für einen Scherz halten Es
giebt eine ganze Anzahl von Aufgaben der Centralvereine die
ſie jetzt nicht erfüllen können ſo Verſuchsſtationen Thier
ſchauen Unterſuchungsſtationen c Daß man in jedem
Jahre 1 Prozent Steuer würde erheben müſſen halte ich nicht
für nöthig in manchem Jahre würde man vielleicht gar
nichts zu erheben brauchen Für eine Steuer halte ich die
Sache überhaupt nicht ſondern vielmehr für eine zinstragende
Kapitalanlage denn u A haben wir einmal entdeckt daß in
einem Nachbarſtaate mit dem wir einen Handelsvertrag ab
geſchloſſen haben aus Steinchen künſtlicher Kleeſamen hergeſtellt
und verkauft worden iſt Unſere Unterſuchungsſtation hat das
entdeckt ebenſo daß ein ſchwunghafter Handel mit Kleeſeide ge
trieben wird Deshalb halte ich die Erhebung eines mäßigen Steuer
ſatzes der die Errichtung ſolcher Stationen ermöglicht für eine nutzbare
Kapitalsanlage Wenn in der freiſinnigen und nationalliberalen
Partei immer auf das imperative Mandat hingewieſen wird ſo
bin ich der Anſicht jedes Partei und Fraktionsprogramm ent
hält gewiſſe imperative Punkte Jch möchte einmal ſehen ob
der Abg Richter geduldet hätte wenn einer aus ſeiner Fraktion
für die Militärvorlage geſtimmt hätte Er hätte ihn entweder
aus der Fraktion hinansballotirt oder ihn gezwungen ſein
Mandat niederzulegen Die Herren Rickert und Richter die
uns geſtern ſo ſehr angegriffen haben ſind heute nicht einmal
hier nicht einmal der Adjutant Herr Pariſius Große Heiterkeit
Jch möchte hier konſtatiren daß eine Rede des Abg v Minni
gerode von den Zeitungen falſch eitirt wird Der Herr hat nicht
geſagt die Landwirthe ſollten nicht klagen denn es ginge andern
noch ſchlechter ſondern er ſagte den Landwirthen im Oſten
ſei es nach der vorigjährigen Ernte nicht ſo ſchlecht gegangen
wie den Landwirthen im Weſten die noch unter der Futternoth
zu leiden haben Trotz aller ungünſtigen Verhältniſſe ver
zweifelt die Landwirthſchaft aber nicht ſondern ſie kämpft
tapfer gegen die Ungunſt der Verhältniſſe

Abg ConradPleß Ctr Man meint immer die Land
wirthſchaft könne alles vertragen und ſchädige ſie jetzt noch
durch die Handelsverträge Ja ich würde gegen dieſelben nichts
haben wenn zuvor die Geldverhältniſſe geregelt würden ſo daß
die verſchiedene Palnta nicht eine ſo große Rolle ſpieit Wir
ſollen der Jnduſtrie immer Opfer bringen und wenn wir von
der Jnduſtrie einmal etwas verlangen dann giebt man uns eine
ablehnende Antwort Sogar die Militärverwaltung verwendet
ausländiſches Getreide und verlangt von uns dieſe ungeheure
Steuer Ja da danke ich ſchön Heiterkeit Dieſem jetzt
hier vorliegenden Entwurf Kehe ich mißirauiſch gegenüber da ich
einigermaßen bezweifle ob dabei etwas Brauchbares heraus
komme Wenn c nach Hauſe komme und ſage ich hätte nichts
mitgebracht als nene Grundſtenern dann werden ſie mir dort
ſagen Dann hätteſt Du auch in Berlin bleiben können Heiterkeit

Abg Graf Hoensbroech Ctr Jch habe auch große
Sorge für den Fortbeſtand der freien Vereine Die landwirth

ſchaftlichen Vereine und Centralvereine Jm Allgemeinen aber
muß ich lobend anerkennen daß die Vorlage den Zweck hat die
geſammte Landwirthſchaft zuſommenzufaſſen zur gemeinſamen
Arbeit um das römiſche Recht in Bezug auf die Landwirthſchaft
umzuwandeln in ein chriſtlichgermaniſches Recht Von dieſem
Geſichtspunkte aus kann man die landwirthſchaftlichen freien
Vereine nur als einen Nothbehelf betrachten und darum kann
ich mit dem Verſchwinden derfelben nur einverſtanden ſein beſonders
da man nicht beſtreiten kann daß dieſelben oft eine mir unver
ſtändliche Kirchthurmpolitik getrieben haben Dagegen iſt doch
eine ſolche allgemeine Organiſation wie hier vorgeſchlagen
etwas ganz anderes Das laisser faire lIaisser aller das die
Herren von den freiſinnigen Parteien vertreten und das ſie auf

auf landwirthſchaftlichem Gebiete
muß auf allen anderen
ganze Geſellſchaft muß reorganiſirt werden ſonſt geht ſie am
Liberalismus zu Grunde Die Landwirthſchaftskammern müſſen
obligatoriſch ſein ſonſt wäre es nur ein Schlag in s Waſſer
und würde keine Veränderung der gegenwärtigen Zuſtände her

jetzt aufgenommen wird

der Schaffung eines Agrarrechts genügen können Es

Anerbenfrage Die Verſchuldungsfrage hängt

Von Staatsgarantie ſoll dabei keine Rede ſein
dieſe Garantie übernehmen
langt ſo kann davon
Land wirthſchaft aufoktroyiren will denn gerade das Erbrecht
muß vor allem dem Volksbewußtſein entſprechen
bar die jetzigen Zuſtände auf dieſem Gebiete ſind das kann

Napoléon das Zwangstheilungsverfahren herrſcht Der rhei
niſche Provinziallandtag hat dieſen Zuſtand für unerwünſcht
gehalten und in einem Beſchluß eine
der Teſtirfreiheit und den Erlaß eines den dortigen
Verhältniſſen entſprechenden Agrarrechts betreffend Ab
ſchätzung von Landgütern behufs Pflichttheilabfindung
auf Grund des Ertragswerthes zur Erhaltung der Güter von
Familienbeſitz empfohlen
wurfs iſt eine ſehr ſchwierige und meiner Anſicht nach muß

werden Doch will ich jetzt nicht weiter auf dieſe Frage ein
gehen Wir wollen hier mit dieſem Entwurf den Rahmen
ſchaffen aber das Bild und den Geiſt müſſen diejenigen hinein

Kammern zufällt dann wird das Geſetz zum Wohle des Vater
landes dienen

Abg v Bockelberg konſ Eine gewiſſe Skepſis gegen
dieſen Entwurf iſt nicht unberechtigt Aber das ſoll uns nicht
hindern mit Freudigkeit an dieſer Vorlage mitznarbeiten die
wir als den erſten Wechſel anſehen den uns Miniſter von
Heyden ausſtellt Wir ſtehen alſo dieſer Vorlage durchaus nicht
kühl bis ans Herz hinan wie man in freiſinnigen Zeitungen
ſagt gegenüber Jedenfalls iſt fleißig Material herbeigeſchafft
worden um den Bau der Organiſation der Landwirthſchft zu
beginnen Die obligatoriſche Organiſation und das Be
ſtenerungsrecht ſind ein guter Baugrund dafür Der Erfolg
der Centralvereine iſt bis jetzt doch nur ein ſehr geringer ge
weſen ſie haben nur techniſch etwas geleiſtet und ich hoffe
daß die Kammern ſo ausgeſtaltet werden daß ſie auch in dieſer
Beziehung Gutes leiſten Das Beſtimmunggsrecht erſcheint mir
etwas zu hoch Auch ſonſt habe ich noch einige Bedenken
gegen den Entwurf Jedenfalls möchte ich wünſchen daß der
Schwerpunkt der Thätigkeit in den Kammern nicht allein in
den Händen der angeſtellten Beamten ſondern beim Vorſitzen
den liegt und daß dementſprechend auch die Entſchädigungs
pflicht anders geregelt werde Was nun die Verſchuldung der
Landwirthſchaft angeht ſo muß man doch auch berückſichtigen
daß die Schulden der Landwirthe zu einer Zeit kontrahirt wur
den als die Relation zwiſchen Gold und Silber noch eine
andere war als jetzt und das Silber mehr Werth hatte Jch
hoffe daß die Vorlage in der Kommiſſion ſo ausgeſtaltet wird
daß ſie zum Wohle des Vaterlandes gereicht

Darauf wird ein Antrag auf Schluß der Diskuſſion
angenommen

Perſönlich bemerkt Abg Rickert daß der Baner auf den
er ſich berufen hat ein wirklicher Bauer aus der Mark Branden
burg ſei und zwar nicht aus der Umgebung Berlins

Die Vorlage geht an eine Kommiſſion von 28 Mit
gliedern

Darauf wird der Nachweis über die Verwendung des
Dispoſitionsfonds im Extraordinarium des Etats der Eiſen
bahnverwaltung für 1892/93 der Budget Kommiſſion
überwiesen

Die Mittheilung des Finanzminiſters und des Miniſters
der öffentlichen Arbeiten betreffend die Ergebniſſe der im
Jahre 1886 bewirkten Umwandlung von Prioritäts
anleihen verſtaatlichter Eiſenbahnen in konſolidirte Staats
ſchuld wird für erledigt erklärt

Darauf die erſte Berathung des Geſetzentwurfs
betr den Elb Trave Kanal und des Entwurfs betr Znu
ſchuß Preußens zu den Koſten des Kanals

Abg Schreiber Nordhauſen fk Hat gegen die Vorlage
Bedenken da die Koſten für Preußen zu e und die
Stadt Ratzeburg durch das Projekt vollſtändig lahmgelegt und
verratzt Heiterkeit wäre Er beſtreitet indeß nicht daß das
Projekt vom Miniſterium zweckmäßig ausgearbeitet e enn
er auch gegen den Kanal einige Bedenken habe ſo ſei ſeine
Fraktion doch für eine Durchführung desſelben und er beantrage
Bern n Vorlage an die Budgetkommiſſion

Abg Wentorp fk Der Vertrag iſt meiner Anſicht
nach für rn vortheilhaft wenn ich auch nicht verkenne daß
einzelne Landestheile vielleicht ein Jntereſſe an der Nicht
anlegung dieſes Kanals haben Jch hoffe daß das Haus demProſelte r wird

Miniſter Thielen 55 weiſe auf die h Be
gründung des Entwurfs hin und kann die Annahme deſſelben
nur warm empfehlen Der preußiſche Staat hat ein dringendes
Jntereſſe an dieſem Kanal weil er 1 für weite Gebiete des
preußiſchen Handels von erheblichem wirthſchaftlichem r iſt
und 2 ebensfähigkeit der alten Hanſaſtadt Lübeck die ihre
treue deutſche Geſinnung immer und in allen Zeiten gewahrt
hat dieſelbe auch in jüngſter Zeit wiederholt bethätigt ich

eine ſo geringe Milgliederzahl im Parlament gebracht hat iſt Vorrichtungen zum
bei der Landwirthſchaft nicht angebracht der Kampf zwiſchen angebracht werden
der chriſtlich germaniſchen und liberalen Weltanſchauung der Zuſtand geſchaffen als der jetzige iſt

man am beſten in der Rheinprovinz ſehen wo nach dem eode finanzielle Bedeutung hat

Nutzen des Jnlandes den baltiſchen nordiſcheentwickeln Das Projekt dieſes Kanals i v
Anlegung deſſelben ſo theuer iſt kommt daher daß das neueſte
Projekt eine bedeutend größere Breite und Tiefe vorſieht Das
Intereſſe Ratzeburgs wird durch dieſen Kanal nicht in ſo hohem
Maße altrirt wie der Vorredner meinte da Ratzeburg auch jetzt
eine direkte Waſſerverbindung mit Lübeck für größere Schiffe
nicht hat Der Verkehr von Ratzeburg nach Lübeck zu Waſſer
ſchwankt zwiſchen 1800 und 2100 Tonnen jährlich Ein Kanal
von Ratzeburg würde eine Schleuſe für 800 000 Mark erfordern
Wir haben aber erreicht daß Lübeck am Ende des Raßze
burger Sees einen Damm aufführt bis zu welchem die
Schiffe von Ratzeburg aus fahren können und auf welchem

erladen aus Schiff und der Eiſenbahn
Dadurch wird für Ratzeburg ein beſſerer

Abg Broemel fr Vg Auch ich kann nur dringend
Gebieten auch entbrennen Die die Annahme dieſes Entwurfs empfehlen Man muß den kleinen

Staat Lübeck beneiden die eine relativ ſo ungeheuere Summe
für dieſen Kanal ausgiebt 151/ Millionen kommen auf die
Stadt Lübeck das iſt gerade ſo als ob ein Staat wie Preußen
eine Anleihe von 5 Milliarden aufnehmen würde Wenn

beiführen während jetzt die Kammern ihrer großen Aufgabe Hamburg den NordOſtſee Kanal bekommen hat ſo iſt es nur
gerechtfertigt daß Lübeck jetzt den ElbTrave Kanal erhält von

handelt ſich dabei hauptſächlich um die r n dem auch preußiſche Landestheile Vortheile haben Dann möchte
eng damit ich auch bei dieſer Gelegenheit hervorheben daß nach Vollendnnzuſammen daß man jetzt den Grundbeſitz als ein Kapital be des Nord Oſtſee Kanals und e Elb Srave genals eine Ver

trachtet und ihm auch in Bezug auf Beleihung keine Aus bindung des Binnenlands mit der Oſtſee über Stettin geben
nahmeſte llung einräumt ſondern einfach Kapitalzinſen bezahlen wird Dieſer Umſtand iſt bedeutſam für dieſe Stadt und Stettin
läßt Da kann nur die Einführung der Rentenſchulden helfen iſt erbötig 10 Millionen Mk für Ausbauung des Hafens zu be

willigen wenn der Staat Preußen dafür ſorgt daß die binnenſondern die organiſirte Korporation der Lamwirthſchaft muß ländiſchen Waſſerſtraßen beſſer esgebht s ehe werden

Was das Anerbenrecht an damit der Verkehr aus dem inneren Lakeine Rede ſein daß man es der leichtert werde h t nde nach der Küſte er
Abg Schweckendieck nl Auch meine Fraktion ſteht

Wie unhalt der Vorlage freundlich gegenüber und iſt mit einer Kommiſſions
verweifung einverſtanden da die Vorlage doch eine ziemlich

Jn der Kommiſſion können ja dann
noch die Einzelheiten geprüft werden

Abg Dr Dunkelberg nl Wenn die Regierung nicht
Erweiterung mit dem falſchen Syſtem der Einſchränkung der Flüſſe durch

Buhnen bricht und zu einer Kanaliſation der Flüſſe übergeht
beſonders der Elbe dann können ſolche Kanäle nicht voll
zur Wirkung kommen Wenn jetzt ein Schiff auf dem
2 Meter tiefen Elbe Trave Kanal zur Elbe kommt und

Die Beſteuerungsfrage dieſes Ent dann die Elbe herauf nach Magdeburg fahren will ſo kann
es das bei niedrigem Waſſerſtande nicht ohne zu lichtern

die Beſteuerung nach oben ſo niedrig wie möglich abgegrenzt Bei einer Anlegung des Mittellandkanals der 21/ Meter tief
werden ſoll wird dieſer Mißſtand noch mehr hervortreten Jch
möchte alſo die Regierung bitten zu erwägen ob nicht mit
dieſen Kanalbauten eine Kanaliſirung der Elbe Hand in Hand

bringen denen die Arbeit in den Provinzen und den einzelnen gehen muß
Geheimrath Baenſch Das Projekt einer Kanaliſation

der Elbe iſt ſchon früher aufgeſtellt aber in Schifffahrtskreiſen
abgelehnt worden ſo daß die Regierung keine Veranlaſſung
hat ſich weiter damit zu beſchäftigen Der Zuſtand der Elbe
giebt zu Beſorgniſſen keine VeranlafſungAbg v Lucke konſ wünſcht Erhebungen über die jähr
lichen Unterhaltungskoſten des Kanals und eine Prüfung wer
dieſe Koſten zu tragen hat Jn der Kommiſſion würde man
fich damit zu beſchäftigen haben Auch ſeine Fraktion halte
eine Verſtärkung der Budgetkommiſſion nicht für nothwendig

Miniſter Miquel Nur eine angemeſſene Gebühren
erhebung macht es dem Staat möglich die Waſſerſtraßen aus
zubauen Der Ausfall den die Eiſenbahnen haben würden
wenn man zu niedrige oder g3 keine Gebühren für die Be
nutzung der Waſſerſtraßen erheben würde ſpricht auch für an
gemeſſene Tarife Die Gebühren auf dem ElbTrave Kanal
müſſen von Lübeck in gleicher Höhe erhoben werden wie die
Gebühren auf den märkiſchen Waſſerſtraßen ſind Werden letztere
Gebühren heraufgeſetzt ſo kann Preußen von Lübeck eine an
gemeſſene Erhöhung der Gebühren auf dem ElbTrave Kanal
verlangen Werden aber die Gebühren auf den märkiſchen
Waſſerſtraßen herabgeſetzt ſo iſt es Lübeck anheimgeſtellt auch
die Gebühren auf dem ElbTrape Kanal herabzuſetzen Jedenfalls
wird das Verhältniß zwiſchen Preußen und Lübeck in Bezug
auf dieſen Kanal durchaus loyal von beiden Seiten gehandhabt
Wenn hier die Höhe des Zuſchuſſes des Kreiſes Lauenburg
hervorgehoben iſt ſo kann man dieſen Zuſchuß von 600 000 Mk
durchaus nicht für zu hoch halten wenn man bedenkt daß wenn
der Kreis wie das doch ſonſt üblich iſt den Grund und Boden
Mſe der hätte das einen Werth von 1 Millionen dargeſtellt
ätte Doch war uns bewußt daß der Kreis Lauenburg mehr

nicht aufbringen könnte
Abg Gothein fr Vgg beſchwert ſich über die Höhe der

Gebühren auf den künſtlichen Waſſerſtraßen und iſt der Anſicht
Die der Weſten durch Kanäle dem Oſten gegenüber begünſtigt
werde

Vom Regierungstiſche aus wird erwidert daß augen
blicklich die Frage ob die Gebühren nach der effektiven Ladung
oder nach der Ladefähigkeit erhoben werden ſollen erwogen
werde Daß auf dem Elb Trave Kanal nur 2 Zahlſtellen ſeien
liege daran daß er eben ſehr mit ſei

Abg Hammacher nl hält die Frage der Gebühren
erhebung für eine ſehr wichtige doch könne man dafür ein be
ſtimmtes Prinzip nicht aufſtellen Preußen habe eine gewiſſe
moraliſche Pflicht gehabt Lübeck für den NordOſtſeeKanal
den Hamburg bekommen hat zu entſchädigen Aber der Kanal
werde auch eine nutzbringende Kapitalanlage für Preußen ſein

Miniſter Miquel konſtatirt daß die Feſtſetzung der Ge
bühren für die Wafſerſtraßen ein Recht der Krone reſp des
Miniſteriums ſei und das Haus dabei nicht mitwirke

Abg Wentrop frk iſt der Anuſicht daß eine Schleuſe
für einen Anſchluß Ratzeburgs an den Kanal keine 800 000 Mark
koſten werde

Abg Gothein fr Vgg empfiehlt gleichmäßige Gebühren
für die Waſſerſtraßen

Abg Hammacher xnul erklärt ſeine Uebereinſtimmung
mit der Anſicht des Miniſters Miquel daß die Gebührenfeſt
febung ein Recht des Miniſteriums iſt

amit ſchließt die Debatte und die Vorlage wird an
die Budgetkommiſſion verwieſene Sitzung Freitag 11 Uhr Interpellation
Knebel betr Begnadigung wegen Forſtfrevel Sekun
därbahngeſetz

Schluß 4 Uhr

re nur an den d Oftſee Kanal von dieſemKanal abhänge iwelcher es eher ermöglichen wird zu J
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